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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Untersuchung wurde von der Fakultät für Rechtswissen-
schaft der Universität Hamburg im Jahr 2006 als Dissertation angenommen.
Für die Drucklegung konnten Literatur und Rechtsprechung soweit wie
möglich bis Juli 2007 berücksichtigt werden.

Inzwischen ist das Gemeinschaftsrecht erneut in Bewegung geraten.
Nach dem Scheitern des Verfassungskonzepts hat der Europäische Rat von
Brüssel vom 21./22. Juni 2007 den Weg für einen Reformvertrag frei ge-
macht. Der Vertragsentwurf ist vom Europäischen Rat von Lissabon vom
18./19. Oktober 2007 angenommen und am 13. Dezember 2007 unterzeich-
net worden. Die Charta soll in der auf der Regierungskonferenz 2004 ver-
einbarten Fassung als eigenständiges Dokument Rechtskraft erlangen. Ver-
weise auf Bestimmungen des Verfassungsvertrages erfolgen in dieser Arbeit
daher nur noch dort, wo sie für das Verständnis der Rechtsentwicklung er-
forderlich sind.

Die Entstehung dieser Arbeit geht zurück auf meine Tätigkeit als wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl für Staatsrecht, Europarecht und Wirt-
schaftsvölkerrecht von Prof. Dr. Meinhard Hilf. Ihm, als meinem akademi-
schen Lehrer und Doktorvater, der mich stets auf jede Weise gefördert und
unterstützt hat, gilt mein herzlicher und tief empfundener Dank an vorders-
ter Stelle. Er hat mich in meinem grundlagenorientierten Forschungsinte-
resse bestärkt und mir bei der Entwicklung meiner Thesen alle Freiheiten
gewährt.

Zu großem Dank bin ich auch Herrn Prof. Dr. Gert Nicolaysen verpflich-
tet, der nach der Emeritierung von Prof. Hilf den Lehrstuhl kommissarisch
betreut hat. Er hat mir die zur Fertigstellung der Dissertation benötigten
Freiräume gewährt und mir stets großzügige Förderung und Unterstützung
zuteil werden lassen.

Darüber hinaus bedanke ich mich bei Herrn Prof. Dr. Thomas Bruha für
die Erstellung des Zweitgutachtens und seine wertvollen Hinweise sowie
bei Herrn Prof. Dr. Eckhard Pache, der mich zur Beschäftigung mit dem
Thema der Arbeit angeregt hat.

Dank schulde ich weiterhin auch den übrigen Herausgebern der Hambur-
ger Studien zum Europäischen und Internationalen Recht für die Aufnahme
der Arbeit in diese Schriftenreihe sowie der Hamburgischen Wissenschaft-



lichen Stiftung und der Johanna und Fritz Buch Gedächtnis-Stiftung für die
unbürokratische Gewährung großzügiger Druckkostenzuschüsse, ohne die
eine Veröffentlichung der Arbeit in dieser Form nicht möglich gewesen
wäre.

Der Raum, der für dieses Vorwort vorgesehen ist, genügt nicht, um all
jenen meinen gebührenden Dank auszusprechen, die zur Vollendung dieses
Buches beigetragen haben. Die erfahrene Unterstützung in fachlicher wie
persönlicher Hinsicht hat mich auf unschätzbare Weise motiviert und berei-
chert. Hervorheben möchte ich jedoch meine Mitarbeiterkollegen an der
Universität Hamburg als wissenschaftliche Wegbegleiter, die für einen anre-
genden Austausch zum Themenkreis des Europäischen Rechts bereitwillig
zur Verfügung standen, insbesondere Dr. Tobias Bender und Dr. Florian
Sander, LL.M. (Harvard).

Mein Vater, Dieter Classen, hat diese Untersuchung von Anfang an durch
unzählige konstruktive Anregungen und Hinweise aus seiner praktischen
Erfahrung begleitet. Ohne ihn läge sie in dieser Form nicht vor. Ihm und
meiner Mutter, Christine Classen, die mir ein Vorbild in menschlicher und
intellektueller Hinsicht sind und mich stets tatkräftig unterstützt haben, ist
diese Arbeit in tiefer Dankbarkeit gewidmet.

Hamburg/Berkeley, im Herbst 2007 Kai-Dieter Classen
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Einleitung

Der Grundrechtsschutz hat sich seit längerem als Motor der politischen
Integration Europas erwiesen. Fragen des Europarechts konnten sich aus
staatsrechtlicher Perspektive immer wieder an Kontroversen um Grund-
rechte festmachen lassen. Ihre Anerkennung durch den EuGH war zwin-
gende Konsequenz der dogmatischen Grundlagen des Gemeinschaftsrechts
in seinem Verhältnis zu den nationalen Rechtsordnungen. Die „So-
lange“-Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat über die Grenzen
Deutschlands hinaus umstrittene Wegmarken für die weitere Entwicklung
Europas gesetzt und gleichzeitig die Diskussion um einen geschriebenen
Grundrechtekatalog mit Macht angestoßen.

Die Bedeutung der Grundrechte für Europa – im Hinblick auf Legitima-
tion sowie Identifikation und Integration1 – wurde gerade im letzten Jahr-
zehnt in immer stärkerem Maße betont und führte über das Mandat von
Köln zum Grundrechtekonvent. Der „Herzog-Konvent“ hat – katalysiert
durch die Prämisse der vorläufigen Unverbindlichkeit seiner Arbeiten – in
kurzer Zeit erstaunliche Ergebnisse erzielt. Wäre das Ziel der Beratungen
die Ausarbeitung eines unterschriftsreifen, bindenden Dokuments gewesen,
so hätte man wohl kaum mit einer derart schnellen Einigung und weitrei-
chenden Charta rechnen dürfen. Nicht zuletzt wäre ohne den erfolgreichen
Grundrechtekonvent, der in der Art seines Verfahrens und dem erzielten Er-
gebnis als modellhaft gepriesen wurde, der Verfassungskonvent kaum denk-
bar gewesen. Seine Ergebnisse fließen nunmehr auch in den Reformvertrag
mit ein.2 Die Inhalte der Grundrechtecharta lassen zudem Schlüsse auf das
Grundrechtsverständnis der Union zu.

Für das Unionsrecht darf danach festgestellt werden, dass die „Beziehung
zwischen rechtlicher Norm und geistiger Wirklichkeit“ bei den Grundrech-
ten unmittelbarer ist als bei anderen Verfassungsbestimmungen.3 Nicht um-

1 Grundrechte können als Leitbild für die Staatlichkeit insgesamt angesehen wer-
den, vgl. Stern, in: HbdStR V, § 108, Rn. 31.

2 Vgl. den Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa, unterzeichnet
am 29.10.2004, ABl. 2004 C 310; zur Aufgabe des Verfassungskonzepts aufgrund
der Ratifikationsschwierigkeiten vgl. die Schlussfolgerungen des Europäischen Rats
von Brüssel am 21./22. Juni 2007, Anlage I, das Mandat für die Regierungskon-
ferenz 2007 (POLGEN 74), abrufbar unter http://www.consilium.europa.eu, sowie
inzwischen ABl. 2007 C 303 u. C 306.

3 Vgl. Stern, in: HbdStR V, § 108, Rn. 2; Huber, AöR 1933, S. 1, 2.



sonst wird die Grundrechtsgemeinschaftlichkeit mitunter als Integrationsziel
herangeführt4 oder die Bedeutung Europas als Wertegemeinschaft hervor-
gehoben5. Gleichwohl schlägt sich diese theoretische Wertigkeit in der Pra-
xis der Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte so kaum nieder.6

Die Schaffung der Charta ist stets als wesentlicher Beitrag zum europäi-
schen Konstitutionalisierungsprozess gewertet worden, da sie die Grund-
rechte sichtbar macht. Jedoch formt insbesondere die Kodifikation einer
Kernregelung des allgemeinen Verwaltungsrechts einen Konstitutionalisie-
rungsschritt im Kleinen, der die Verwaltungstätigkeit in der Praxis weit stär-
ker berühren dürfte als es die klassischen Grundrechte tun. In Art. 41 wur-
den unter dem Titel „Recht auf eine gute Verwaltung“ Regelungen über das
Verwaltungsverfahren aufgenommen, die inhaltlich ohne Zweifel als Min-
deststandards eines modernen Verwaltungsrechts angesehen werden kön-
nen.7 Die Verankerung verwaltungsverfahrensrechtlicher Rechte als Grund-
rechte stellt zudem eine neue Dimension der Grundrechte dar.8

Gleichzeitig fließen in Art. 41 GrCh zwei Entwicklungslinien europäi-
schen Rechts ineinander, nämlich die der bislang ungeschriebenen Grund-
rechte und jene der ungeschriebenen allgemeinen verwaltungsrechtlichen
Grundsätze. Gerade im Hinblick auf letztere war die Skepsis bezüglich ei-
ner Kodifikation in Form eines allgemeinen Verwaltungsrechts oder nur
Verfahrensrechts groß: Hans Peter Ipsen bemerkte 1981, die Vorstellung ei-
ner allgemeinen Kodifikation des Verwaltungsrechts der EG sei verwegener
als diejenige, eine Gemeinschaftsverfassung zu entwerfen.9 Diese Auffas-
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4 Vgl. zur Auseinandersetzung um diese Frage Bogdandy, JZ 2001, S. 157 ff.
5 Vgl. Kotzur, DÖV 2005, S. 313, 317. Zur Sicherung von Kohärenz und Kon-

vergenz des europäischen Grundrechtsschutzes ist die Europäische Stelle für die Be-
obachtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in eine europäische Agentur für
Grundrechte umgewandelt worden, vgl. Verordnung (EG) Nr. 168/2007 vom 15. Fe-
bruar 2007 zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für Grundrechte,
ABl. 2007 L 53/1; hierzu vgl. Calliess, in: Ehlers, § 20, Rn. 39 ff.; Schlichting/
Pietsch, EuZW 2005, S. 587 ff.

6 Der EuGH hat nur selten einen Verstoß einer Gemeinschaftsmaßnahme gegen
substantielle Grundrechte ausdrücklich bejaht, recht häufig hingegen gegen rechts-
staatliche Verfahrensrechte und Grundsätze, vgl. Ress, ZEuS 1999, S. 471, 472;
Schwarze, NJW 2005, S. 3459, 3460 mit statistischen Nachweisen. Diesem Vorwurf
begegnet Kraus, in: Grote/Marauhn, Kap. 3, Rn. 115 u. 121 f. m. w. N. In der an-
waltlichen Praxis vor den Gemeinschaftsgerichten wird die Rüge der Verletzung von
Verfahrensrechten als viel aussichtsreicher angesehen als die Behauptung einer
Grundrechtsverletzung.

7 Hilf, Sonderbeilage NJW 2000, S. 5, 6.
8 Heringa/Verhey, MJ 2001, S. 11, 32.
9 Ipsen, Diskussionsbeitrag, in: Schwarze, Jürgen (Hrsg.), Europäisches Verwal-

tungsrecht im Werden, Baden-Baden 1982, S. 123.



sung wurde noch im Jahre 1994 von Hans-Werner Rengeling bestätigt.10

Auch im Rahmen des FIDE-Kongresses 1996 in Berlin11 war die Schaffung
eines allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts für das Gemeinschaftsrecht
noch kein Thema. Vielmehr wurden die dem common law entliehenen Prin-
zipien wie fairness und due process allseits akzeptiert.12

Die Schaffung eines Verwaltungsverfahrensgrundrechts hat auch diese
Diskussion nicht unberührt gelassen. Symbolische Wirkungsmacht der
Charta und des Rechts auf eine gute Verwaltung werden, so ist zu hoffen,
verstärkende Effekte auf einen Dogmatisierungsprozess besitzen, der sich
nunmehr an einem Referenzdokument orientieren und starke Impulse auf
jegliche zukünftige Rechtssetzung in diesem Bereich ausüben kann.13

Schließlich hat mit Art. 41 GrCh ein neuer Begriff Einzug gehalten in
den bisherigen Bestand grundrechtlicher Terminologie: Das Recht auf eine
gute Verwaltung. Beim Bürger ist dieser Begriff geeignet, zahlreiche posi-
tive Assoziationen im Zusammenhang mit moderner Verwaltung hervor-
zurufen: Bürgerfreundlichkeit, Offenheit, Transparenz! Mittels eines Grund-
rechts auf „gute Verwaltung“ wird ganz bewusst ein Zeichen gesetzt, das
dem überbürokratischen Image des „Brüsseler Systems“, welches sogar die
Mindesteigenschaften der Banane reglementiert14, diametral erscheint.

Dass ein komplexes Gemeinwesen wie die EU eine gute Verwaltung –
im einfachen Sinne des Wortes – zur Erfüllung ihrer Aufgaben braucht, be-
darf an sich keiner gesonderten Erwähnung. Bereits vor etwa 350 Jahren
hatte Veit Ludwig v. Seckendorff in seinem Werk „Teutscher Fürsten-Stat“
Regeln der richtigen Regierungs- und Verwaltungskunst aufgestellt, wonach
insbesondere „jede Ampts-Verrichtung desto schleuniger auch ordentlicher
und bequemer vonstatten zu gehen“ habe.15 Gleichwohl stellt sich dem
fachkundigen deutschen Publikum hingegen die Frage nach dem Umgang
mit diesem ihm überwiegend fremden, neuen Rechtsbegriff und insbeson-
dere nach den Inhalten, die sich hinter diesem unbestimmten Terminus ver-
bergen.
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10 Rengeling, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 1994, S. 285.
11 Zum Thema „Verfahren und Sanktionen im europäischen Wirtschaftsverwal-

tungsrecht“, 9.–12. Oktober 1996.
12 Lenaerts/Vanhamme, CMLR 1997, S. 531, 534. Pitschas hält die Zeit für die

Kodifikation eines gemeinschaftlichen Verwaltungsverfahrensrechts nunmehr für ge-
kommen, vgl. Pitschas, in: Hill/Pitschas, S. 301, 328.

13 Zu Kodifikationstendenzen in den letzten Jahren vgl. Schwarze, EurVerwR2,
S. XCV ff.

14 Verordnung (EG) Nr. 2257/94 der Kommission vom 16. September 1994 zur
Festsetzung von Qualitätsnormen für Bananen, ABl. 1994 L 245/6.

15 Zitiert nach Riedel, in: Obermayer, Einleitung, Rn. 4.


